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Disability Studies in Deutschland

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Die Corona-Pandemie und die darauf reagierenden Maßnahmen erschwerten 
die Teilhabebedingungen am gesellschaftlichen Leben für Menschen mit Be-
hinderungen stark. Viele von ihnen fallen unter die „vulnerablen Gruppen“. 
Andere gehen wegen der Ansteckungsgefahr „freiwillig“ in eine Art Selbst-
isolation. Bewohnerinnen und Bewohner von Einrichtungen unterlagen 
mehreren, strengen Kontaktbeschränkungen. Selbstbestimmt in der eigenen 
Wohnung lebende Menschen mit Behinderungen haben große Schwierigkei-
ten, pandemiekonforme Arbeitsbedingungen herzustellen bzw. geeignete As-
sistenzpersonen zu finden.

All diese aktuellen Umstände sowie die Geschichte des Lebens mit Behinde-
rungen, die Emanzipation vom „aussätzigen Krüppel“ über medizinisches 
„Sorgenkind“ zum mündigen Menschenrechts-Subjekt oder der Übergang zu 
organisierter Selbstvertretung und viele weitere Aspekte der freien Persönlich-
keitsentfaltung, der Schaffung umfassender Barrierefreiheit und der selbstbes-
timmten Teilhabeermöglichung usw. sind Gegenstand der Disability Studies. 
Die UN-Behindertenrechtskonvention (BRK) und die UN-Nachhaltigkeits-
kriterien (SDGs) sind häufig die politischen Ankerpunkte, von denen man aus-
geht bzw. an die angeknüpft wird. Dennoch fristen nach Auffassung der Fra-
gestellerinnen und Fragesteller die Disability Studies in Deutschland noch im-
mer eher ein Schattendasein. Insbesondere die eigentlich notwendige – inhalt-
liche und organisatorische – Verknüpfung mit anderen Forschungsbereichen 
und Lehrplänen ist häufig unzureichend.

Dies wird u. a. deutlich in den Bundesberichten Forschung und Innovation 
2020 (Bundestagsdrucksache 19/19310), 2018 (Bundestagsdrucksache 
19/2600) und 2014 (Bundestagsdrucksache 18/1510) sowie in dem Bericht
der Bundesregierung zur internationalen Kooperation in Bildung, Wissen-
schaft und Forschung 2017 bis 2018 (Bundestagsdrucksache 19/15360 (neu)), 
in denen die Disability Studies überhaupt nicht vorkommen.
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V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Forschung in Deutschland findet an Hochschulen statt, für die die Länder zu-
ständig sind, sowie an außeruniversitären Forschungseinrichtungen, für die 
Bund und Länder gemeinsam oder die Länder zuständig sind. Eine zentrale 
Steuerung von Forschungsmitteln im Bereich von Inklusion, Teilhabe und 
Rehabilitation findet, wie zu anderen Forschungsgebieten auch, nicht statt.
Bei Disability Studies handelt es sich um ein aus mehreren etablierten Diszipli-
nen heraus bearbeitetes Forschungsfeld. Dazu gehören z. B. die Soziologie, 
Gesundheitswissenschaften, Pädagogik, Politikwissenschaften, Philosophie, 
Rechtswissenschaften. In der Wissenschaft etablierte und z. B. von der amt-
lichen Statistik angewandte Kategorien in der inhaltlichen Zuordnung von For-
schung(sprojekten) lassen sich nicht auf Disability Studies anwenden. Entspre-
chend spielen in der (Projekt-)Förderpraxis inhaltliche Zuordnungen auf dieser 
Ebene eine nachgelagerte Rolle. Daher ist eine trennscharfe Mittel- bzw. Aus-
stattungszuordnung und Outputanalyse, wie sie die Fragen 2 bis 10 avisieren, 
nicht möglich.

 1. Welchen Stellenwert misst die Bundesregierung den Disability Studies in 
Deutschland bei?

Die Disability Studies in Deutschland leisten einen wertvollen Beitrag zur 
Erforschung von Diskriminierungsrisiken und Benachteiligungserfahrungen 
von Menschen mit Behinderungen in der Gesellschaft.
Der Beauftragte der Bundesregierung für die Belange von Menschen mit Be-
hinderungen schätzt den Stellenwert der Disability Studies in Deutschland im 
Interesse der Menschen mit Behinderungen als hoch ein. Im Bochumer Zen-
trum für Disability Studies (BODYS) ist der Beauftragte zudem in den Beirat 
berufen worden.
Die große deutschsprachige Konferenz „Zwischen Emanzipation und Verein-
nahmung – Disability Studies im deutschsprachigen Raum“ hat im Jahr 2018 
eindrücklich die Bandbreite und Bedeutung des Fachs dargelegt, in der sich 
auch die Bedeutung der Perspektive von Menschen mit Behinderungen wider-
spiegelt.

 2. Wie viele und welche Forschungsvorhaben von Disability Studies för-
derte die Bundesregierung seit 2000 (bitte die jeweils fördernden Bun-
desministerien mit Nennung des Vorhabens, der geförderten Institution, 
des jeweiligen Zeitraums und der Höhe der Förderung nennen)?

Die Zuordnung von Forschungsvorhaben zu den Disability Studies, die in ver-
schiedenen Disziplinen betrieben wird, wird nicht strukturiert erfasst und kann 
letztlich nur durch die einzelnen Forschenden festgelegt werden (s. Vorbemer-
kung). Ein Auszug mit den Disability Studies naheliegenden und daher aus 
Sicht der Zuwendungsgeber zuordnenbaren Projekten sind der Tabelle in An-
lage 1 zu entnehmen.
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 3. Förderte der Bund darüber hinaus die 2002 gegründete Arbeitsgemein-
schaft „Disability Studies in Deutschland“ (AGDS), die 2004 an der Uni-
versität zu Köln gegründete Internationale Forschungsstelle Disability 
Studies (iDiS), das 2005 an der Universität Hamburg gebildete Zentrum 
für Disability Studies (Zedis) sowie das 2018 an der Humboldt-Univer-
sität zu Berlin und der Alice-Salomon-Hochschule Berlin gegründete 
deutschsprachige Netzwerk Disability Studies, und wenn ja, in welcher 
Weise?

Die Bundesregierung fördert keine der genannten Forschungsstellen institutio-
nell. Die Bewerbung um Projektmittel steht den Forschungseinrichtungen offen 
(zur Zuordnung i.R.d. Fördersystematik wird auf die Vorbemerkung der 
Bundesregierung verwiesen).

 4. An welchen Universitäten und Hochschulen existieren nach Kenntnis der 
Bundesregierung Disability-Studies-Fachbereiche bzw. Lehrstühle für 
Disability Studies (bitte nach Bundesländern und Hochschulstandort auf-
listen)?

 5. Wie viele Professuren gibt es nach Kenntnis der Bundesregierung in den 
Fachbereichen bzw. an den Lehrstühlen Disability Studies, wie viele da-
von sind nach Kenntnis der Bundesregierung mit Frauen und wie viele 
von Menschen mit einer anerkannten Behinderung besetzt?

 6. Wie viele der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer sind nach 
Kenntnis der Bundesregierung in den Fachbereichen bzw. an den Lehr-
stühlen Disability Studies tätig, wie viele davon haben nach Kenntnis der 
Bundesregierung selbst eine anerkannte Behinderung?

 7. Wie viele weitere Angestellte (im akademischen Mittelbau) haben nach 
Kenntnis der Bundesregierung die o. g. Fachbereiche bzw. Lehrstühle, 
wie viele davon haben eine anerkannte Behinderung?

Die Fragen 4 bis 7 werden im Zusammenhang beantwortet.
Es liegen der Bundesregierung aktuell keine bundesweiten Informationen hier-
zu vor.
Zu Disability Studies kann die Hochschulstatistik des Statistischen Bundes-
amtes keine Daten oder Informationen beitragen. Angaben zu Menschen mit 
Behinderungen unter den Studierenden oder dem Hochschulpersonal liegen 
dem Statistischen Bundesamt nicht vor. Entsprechende Angaben gehören nicht 
zum Merkmalskatalog der Hochschulstatistik.
Die fachliche Zuordnung sowohl des Hochschulpersonals als auch der Stu-
dierenden erfolgt in der Hochschulstatistik nach einem bundeseinheitlichen 
Schlüsselverzeichnis, mit dem die derzeit rund 20.000 Studiengänge von den 
Hochschulen, an denen sie angeboten werden, rund 400 Studienfächern zu-
geordnet werden. Ein eigenes Studienfach „Disability Studies“ ist weder im 
bundeseinheitlichen Schlüsselverzeichnis der Studienfächer bzw. Fachgebiete 
noch in den von einigen Ländern geführten landesspezifischen Schlüsselver-
zeichnissen enthalten.
Sofern das Fachgebiet oder das Studienfach „Disability Studies“, das in der 
Regel interdisziplinär ausgerichtet ist, an einer Hochschule angeboten wird, 
werden die Studierenden bzw. das Hochschulpersonal nach dem Schwerpunkt 
der Ausrichtung des Angebots an der jeweiligen Hochschule einem im Schlüs-
selverzeichnis separat nachgewiesenen Fachgebiet zugeordnet. Eine Quantifi-
zierung der Disability Studies ist auf Basis der Hochschulstatistik daher nicht 
möglich.
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 8. An welchen Universitäten und Hochschulen gibt es nach Kenntnis der 
Bundesregierung funktionierende inhaltliche und organisatorische Ko-
operationen mit anderen Fachbereichen?

Welche Fachbereiche sind das?

Nach Einschätzung der Bundesregierung gibt es an allen Universitäten und 
Hochschulen funktionierende inhaltliche und organisatorische Kooperationen 
mit anderen Fachbereichen.
Bezogen auf Kooperationen mit Forschungsstellen im Forschungsbiet „Disabi-
lity Studies“ wird auf die Vorbemerkung der Bundesregierung verwiesen.

 9. Wie viele Studierende sind nach Kenntnis der Bundesregierung gegen-
wärtig in einem der o. g. Fachbereiche eingeschrieben (bitte nach Bun-
desländern, Haupt- und Nebenfach, behindert und nichtbehindert sowie 
nach Studierenden mit und ohne Assistenz aufschlüsseln)?

10. Wie viele Bachelor- und wie viele Masterarbeiten entstanden nach 
Kenntnis der Bundesregierung seit 2000 unter den Disability Studies in 
Deutschland, wie viele Promotionen konnten auf dem Gebiet erfolgreich 
abgeschlossen werden?

Welches sind die wichtigsten Themen dieser Arbeiten?

Die Fragen 9 und 10 werden im Zusammenhang beantwortet.
Es wird auf die Antwort zu den Fragen 4 bis 7 verwiesen.

11. Welche Anregungen, z. B. für Gesetze oder Verordnungen, konnten Dis-
ability-Studies-Forschungsergebnisse seit 2000 der Bundesregierung 
geben (bitte nach Bundesministerien aufschlüsseln)?

Über die Ergebnisse der geförderten Projekte und die daraus resultierenden 
Empfehlungen führt das Bundesministerium für Bildung und Forschung 
(BMBF) keine systematische Auflistung. Die Durchführung der Projekte und 
die Verwertung der Ergebnisse sowie die Dissemination der Forschungsergeb-
nisse obliegen den jeweiligen geförderten Forschungseinrichtungen.
Wegen des besonderen Infrastrukturcharakters einer Langzeiterhebung weist 
das BMBF jedoch exemplarisch auf die zusammengefasste Ergebnisdarstellung 
zu Studierenden mit Beeinträchtigung. Es wird daher im Übrigen auf die Ant-
wort zu Frage 2 verwiesen (best 1, best 2, Integrierte Studierendenbefragung).
Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes (ADS) als unabhängige Stelle im 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend nennt folgende 
zwei Studien, die Anregungen gegeben haben:
• Kardorff, Ernst von/Ohlbrecht, Heike/Schmidt, Susen (2013): Zugang zum 

allgemeinen Arbeitsmarkt für Menschen mit Behinderungen. Expertise im 
Auftrag der Antidiskriminierungsstelle des Bundes.

• Waldschmidt, Anne/Müller, Arne (2012): Barrierefreie Dienstleistungen – 
Benachteiligungen von behinderten Menschen beim Zugang zu Dienstleis-
tungen privater Unternehmen. Expertise im Auftrag der Antidiskriminie-
rungsstelle des Bundes.
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12. Welche (zusätzliche) Förderung erhalten Menschen mit Behinderungen 
(auch Studierende), um ihren persönlichen Assistenzpersonen die staat-
lich zugesagten Corona-Prämien auszahlen zu können?

Sonderleistungen nach § 150a des Elften Buches Sozialgesetzbuch – SGB XI 
(Corona-Prämie) sind nur für Beschäftigte von zugelassenen Pflegeeinrichtun-
gen oder für Beschäftigte, die in zugelassenen Pflegeeinrichtungen tätig sind, 
vorgesehen. Grund hierfür ist, dass die Beschäftigten aufgrund der Vielzahl der 
beruflichen Kontakte in einem besonderen, darüber noch hinausgehenden Maße 
physischen und psychischen Belastungen und dem Risiko selbst an COVID-19 
zu erkranken ausgesetzt waren und es weiterhin sind.
Werden die Unterstützungsleistungen hingegen aus der Eingliederungshilfe er-
bracht, ist das Modell der vorgesehenen Corona-Prämien in der Pflege aus ver-
fassungsrechtlichen Gründen nicht auf die auf Grundlage des Rechts der Ein-
gliederungshilfe tätigen Assistenzpersonen übertragbar.
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